
Bekanntmachung der Stadt Oberhausen

Gemäß § 10 der Satzung über das Friedhofs- und Be-
stattungswesen der Stadt Oberhausen vom 22.12.2012
laufen die Ruhezeiten folgender Reihengräber ab:

Nordfriedhof    Abteilung R4   Feld C  Nr. 1 - 184

Mit dem Ablauf dieser Zeit ist es notwendig, die Anlagen
zu beseitigen, die sich auf der Erdoberfläche befinden.

Es ist jedoch möglich, Anträge auf Übernahme von Grab-
steinen zu stellen.

Die Anträge können in der Zeit vom 16.08.2019 -
15.10.2019 an den Oberbürgermeister der Stadt Ober-
hausen, Fachbereich 2-4-70/Standesamt (Bestattungs-
angelegenheiten), gerichtet werden.

Später eingehende Anträge finden keine Berücksichti-
gung mehr.

Oberhausen, 06.05.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Motschull

Jahresabschluss BFO gGmbH

Die Gesellschafterversammlung der BFO Beschäfti-
gungsförderung Oberhausen gGmbH hat am 17.07.2019
den Jahresabschluss zum 31.12.2018 festgestellt.

Die mit der Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichtes beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft Dr. Schulte GmbH Oberhausen hat am
02.04.2019 den Bestätigungsvermerk erteilt.

Jahresabschluss und Lagebericht liegen in der Zeit vom
19.08. - 21.08.2019 in der BFO-Geschäftsstelle, Gewerk-
schaftsstr. 76 - 78 in 46045 Oberhausen, zur Einsicht-
nahme aus.

Oberhausen, 18.07.2019

Die Geschäftsführung
Margit Köhler

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die öffentliche
Auslegung des Entwurfs der 1. Ergänzung
des Bebauungsplans Nr. 450 - Bahnhof
Sterkrade -

I.   Der Rat der Stadt hat sich in seiner Sitzung am
08.07.2019 mit dem Entwurf der 1. Ergänzung des
Bebauungsplans Nr. 450 - Bahnhof Sterkrade - vom
14.05.2019 einverstanden erklärt und die öffentliche
Auslegung nebst Begründung beschlossen.

     Der Entwurf der 1. Ergänzung des Bebauungsplans
Nr. 450 - Bahnhof Sterkrade - liegt deshalb nebst Be-
gründung in der Zeit vom 28.08.2019 bis 30.09.2019
einschließlich im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Tech-
nisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erd-
geschoss, Zimmer Nr. A 009, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten öffentlich aus.

     Öffnungszeiten:           
     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr

     Für eine Einsichtnahme außerhalb der genannten
Öffnungszeiten ist eine Terminvereinbarung erforder-
lich (Tel.: 0208 825-3242 oder -3310).

     Stellungnahmen können während der Auslegungs-
frist (bis 30.09.2019) abgegeben werden. Nicht recht-
zeitig abgegebene Stellungnahmen können bei der
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren In-
halt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungs-
plans nicht von Bedeutung ist.

     Gesetzliche Grundlage ist § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
i. V. mit § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017
(BGBl. I, S. 3634).

     Da der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren
aufgestellt wird, wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen.

     Das Plangebiet der 1. Ergänzung des Bebauungs-
plans Nr. 450 liegt in der Gemarkung Sterkrade, Flur
22, und wird wie folgt umgrenzt:

     Nördliche und östliche Grenze des Flurstückes 
Nr. 988, westliche Grenze des Flurstücks Nr. 996, nörd-
liche und östliche Grenze des Flurstücks Nr. 910, ent-
lang der westlichen Straßenbegrenzungslinie der
ÖPNV-Trasse (Bebauungsplan Nr. 376), bis zu der
südlichen Plangebietsgrenze des Bebauungsplanes
Nr. 376, südliche Plangebietsgrenze des Bebauungs-
plans Nr. 376, nördlich abknickend entlang einer
Parallelen, die ca. 6 m westlich der westlichen Grenze
des Flurstückes Nr. 1023 verläuft, östlich abknickend
zum südöstlichen Gebäudepunktes des Bahnhofs, ent-
lang der westlichen Gebäudekanten des Bahnhofs.
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II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Die vom Rat der Stadt am 08.07.2019 gefassten Be-
schlüsse zur öffentlichen Auslegung sowie die öffentli-
che Auslegung des Entwurfs der 1. Ergänzung des Be-
bauungsplans Nr. 450 - Bahnhof Sterkrade - nebst Be-
gründung werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur öffentlichen Auslegung des Entwurfs
der 1. Ergänzung des Bebauungsplans Nr. 450 
- Bahnhof Sterkrade - nebst Begründung stimmt mit
dem Ratsbeschluss vom 08.07.2019 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. 
S. 739), verfahren.

Die Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 26.07.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Tsalastras

Ergänzende Informationen zur 1. Ergänzung des Be-
bauungsplanes Nr. 450 - Bahnhof Sterkrade -:

Der seit dem 01.02.2005 rechtskräftige Bebauungsplan
Nr. 450 - Bahnhof Sterkrade - setzt für das Bahnhofs-
gebäude ein Kerngebiet fest. Für die sich südlich an-
schließenden Flächen enthält er die nachrichtliche Über-
nahme von Flächen für Bahnanlagen. Im Kerngebiet
werden durch textliche Festsetzung Vergnügungsstätten
ausgeschlossen. 

In der 1. Ergänzung des rechtskräftigen Bebauungsplans
Nr. 450 sollen zusätzlich zu den Vergnügungsstätten
nunmehr auch Wettannahmestellen sowie weitere
Nutzungen, die Trading-Down-Effekte auslösen oder ver-
stärken können, durch textliche Festsetzung ausge-
schlossen werden.

Unter Trading-Down-Effekten wird die Entwertung einer
Gebietsstruktur verstanden, die dann entsteht, wenn Be-
triebe mit typischerweise niedrigem Investitionsbedarf
und vergleichsweise hoher Rendite (wie z. B. Wettbüros,
Spielhallen und Rotlichtnutzungen) in Konkurrenz treten
zu Betrieben mit höherem Investitionsbedarf und niedri-
gerer Rendite. Der Wettbewerb zwischen Konkurrenten
mit unterschiedlicher wirtschaftlicher Potenz führt ten-
denziell zu einer Erhöhung der Immobilienpreise und da-
mit zu einer Verdrängung von Branchen oder Nutzungen
mit schwächerer Finanzkraft.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die öffentliche Aus-
legung des Entwurfs zum Bebauungsplan
Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern Holten - im
vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB

I.   Der Rat der Stadt hat sich in seiner Sitzung am
08.07.2019 mit dem Entwurf des Bebauungsplans 
Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern Holten - vom
09.05.2019 einverstanden erklärt und die öffentliche
Auslegung nebst Begründung beschlossen.

     Gesetzliche Grundlage ist § 13 Abs. 2 und 3 i.V.m. §
3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).

     Der Entwurf des Bebauungsplans Nr. 535, 1. Ergän-
zung - Ortskern Holten -, liegt deshalb nebst Begrün-
dung in der Zeit vom 23.08.2019 bis 26.09.2019 ein-
schließlich im Bereich 5-1 - Stadtplanung -, Tech-
nisches Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erd-
geschoss, Zimmer Nr. A 009, während der nachste-
hend genannten Öffnungszeiten öffentlich aus.

     Öffnungszeiten:           
     Montag - Donnerstag:                      08:00 - 16:00 Uhr
     Freitag:                                             08:00 - 12:00 Uhr

     Für eine Einsichtnahme außerhalb der genannten
Öffnungszeiten ist eine Terminvereinbarung erforder-
lich (Tel.: 0208 825-2498 oder -3310).

     Stellungnahmen können während der Auslegungs-
frist (bis 26.09.2019) abgegeben werden. Nicht recht-
zeitig abgegebene Stellungnahmen können bei der
Beschlussfassung über den Bebauungsplan unbe-
rücksichtigt bleiben, sofern die Gemeinde deren In-
halt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungs-
plans nicht von Bedeutung ist.

     Da der Bebauungsplan im vereinfachten Verfahren
aufgestellt wird, wird gemäß § 13 Abs. 3 BauGB von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem
Umweltbericht nach § 2 a BauGB und von der Angabe
nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten umwelt-
bezogener Informationen verfügbar sind, abgesehen.

     Das Plangebiet der 1. Ergänzung zum Bebauungsplan
Nr. 535 umfasst den vollständigen Geltungsbereich des
Bebauungsplans Nr. 535 - Ortskern Holten -. Es liegt in
der Gemarkung Holten, Flure 1 und 10, und wird wie
folgt umgrenzt:

     Nordwestliche Seite der Bahnstraße; nordwestliche Sei-
te der Burgstraße; südwestliche Grenzen der Flurstücke
Nr. 3265 und 3306, Flur 1; südöstliche Seite der Wasser-
straße; in Höhe des Hauses Wasserstraße Nr. 42 die
Wasserstraße überquerend; nordwestliche Seite der
Wasserstraße; südwestliche Grenze des Flurstückes Nr.
47, Flur 10; nordwestliche Grenzen der Flurstücke Nr. 
37 - 47, Flur 10; nordöstliche Grenze des Flurstückes Nr.
37, Flur 10; nordwestliche Seite der Wasserstraße; die
Wasserstraße in Höhe der Krumme Straße überque-
rend; südöstliche Seite der Wasserstraße; nordöstliche
Grenzen der Flurstücke Nr. 2637 und 3308, Flur 1; nord-
westliche Grenze des Flurstückes Nr. 3429, Flur 1; nord-
östliche Grenze des Flurstückes Nr. 3429, Flur 1; nord-
westliche Grenze des Flurstückes Nr. 2824, Flur 1; nord-
östliche Grenzen der Flurstücke Nr. 2824, 2404, 2711,
2712 und 2488, Flur 1; südöstliche Grenze des Flur-
stückes Nr. 2488, Flur 1; nordöstliche Grenzen der Flur-
stücke Nr. 3308 und 3309, Flur 1; südöstliche Grenzen 
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der Flurstücke Nr. 3309, 3134, 2184 und 3741, Flur 1; nördliche und nordöstliche Grenze des Flurstückes Nr. 2384,
Flur 1.



II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 08.07.2019 gefasste Be-
schluss zur öffentlichen Auslegung des Entwurfs des
Bebauungsplans Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern
Holten - vom 09.05.2019 nebst Begründung wird hier-
mit öffentlich bekannt gemacht.

II. Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur öffentlichen Auslegung des Entwurfs des
Bebauungsplans Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern
Holten - vom 09.05.2019 nebst Begründung stimmt mit
dem Ratsbeschluss vom 08.07.2019 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV. NRW. S. 516 / SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV. NRW. 
S. 741), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 12.07.2019

Schranz
Oberbürgermeister

Ergänzende Informationen zum Bebauungsplan 
Nr. 535, 1. Ergänzung - Ortskern Holten -:

Für das Plangebiet gilt zurzeit der Bebauungsplan Nr. 535
- Ortskern Holten - vom 01.10.2008, welcher eine Än-
derung des Bebauungsplans Nr. 264 - Ortskern Holten -
vom 15.11.1993 gemäß § 13 BauGB darstellt.

Die textliche Festsetzung im Bebauungsplan Nr. 535 
- Ortskern Holten -, durch die im gesamten Plangebiet
Vergnügungsstätten und Betriebe, die Waren und Dienst-
leistungen zur Erregung sexueller Bedürfnisse und deren
Befriedigung anbieten sowie Bordelle ausgeschlossen
werden, wird durch die 1. Ergänzung des Bebauungs-
plans Nr. 535 - Ortskern Holten - um den Ausschluss von
Wettannahmestellen ergänzt.

Die Grundzüge der Planung werden hierdurch nicht be-
rührt. Vielmehr handelt es sich um eine weitere Ausdiffe-
renzierung und Konkretisierung der ursprünglichen Ziel-
setzung, um Trading-Down-Effekte zu verhindern. Der
Bezugsraum der 1. Ergänzung entspricht dabei unverän-
dert dem Plangebiet des Bebauungsplans Nr. 535 
- Ortskern Holten -.

Bei Realisierung der durch diese textliche Festsetzung
ausgeschlossenen Nutzungen bzw. Anlagen und Betrie-
be würde den vorhandenen Trading-Down-Effekten wei-
ter Vorschub geleistet. Unter Trading-Down-Effekten wird
die Entwertung einer Gebietsstruktur verstanden, die
dann entsteht, wenn Betriebe mit typischerweise niedri-
gem Investitionsbedarf und vergleichsweise hoher Ren-
dite (wie z. B. Spielhallen und Rotlichtnutzungen) in Kon-

kurrenz treten zu Betrieben mit höherem Investitions-
volumen und niedrigerer Rendite. Der Wettbewerb zwi-
schen Konkurrenten mit unterschiedlicher wirtschaftlicher
Potenz führt tendenziell zu einer Erhöhung der Immo-
bilienpreise und damit zu einer Verdrängung von Bran-
chen oder Nutzungen mit schwächerer Finanzkraft. Da-
her sollen nicht nur Vergnügungsstätten und Betriebe,
die Waren und Dienstleistungen zur Erregung sexueller
Bedürfnisse und deren Befriedigung anbieten sowie Bor-
delle, sondern auch Wettannahmestellen ausgeschlos-
sen werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter
www.o-sp.de/oberhausen/start.php zu erhalten.

Öffentliche Bekanntmachung der Geneh-
migung des Änderungsverfahrens 22 MH
Düsseldorfer Straße / Kassenberg zum
Regionalen Flächennutzungsplan der Pla-
nungsgemeinschaft Städteregion Ruhr auf
dem Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr

Die Räte der Städte Bochum, Essen, Gelsenkirchen, Her-
ne, Mülheim an der Ruhr und Oberhausen haben in ihren
Sitzungen vom 23.01. bis 26.02.2019 die folgende Än-
derung zum Regionalen Flächennutzungsplan für die Pla-
nungsgemeinschaft der Städteregion Ruhr beschlossen:

22 MH Düsseldorfer Straße / Kassenberg

Die Landesplanungsbehörde hat die o. g. Änderung zum
Regionalen Flächennutzungsplan mit Erlass vom
13.06.2019 (Aktenzeichen: VIII B 3 - 30.18.01.06 - 22
MH) gemäß § 39 Abs. 2 Landesplanungsgesetz (LPlG)
NRW vom 3. Mai 2005 (GV. NRW. S. 430), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. Oktober 2016
(GV. NRW. S. 868), im Einvernehmen mit den fachlich
zuständigen Landesministerien genehmigt.
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Gemäß § 14 Satz 3 LPlG in Verbindung mit § 6 Abs. 5
Baugesetzbuch (BauGB) in der bis zum 12. Mai 2017
gültigen Fassung (Fassung der Bekanntmachung vom
23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) geändert durch Gesetz
vom 20.10.2015 (BGBl. I S. 1722)) wird die Änderung
zum Regionalen Flächennutzungsplan - einschließlich
Textteil/Begründung, Umweltbericht und der Zusammen-
fassenden Erklärung - beim Regionalverband Ruhr (Re-
gionalplanungsbehörde) sowie den Städten 

-    Bochum, Technisches Rathaus, Hans-Böckler-Straße
19, Amt für Stadtplanung und Wohnen,

-    Essen, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, Amt für
Stadtplanung und Bauordnung,

-    Gelsenkirchen, Rathaus Gelsenkirchen-Buer, Gold-
bergstraße 12, Referat 61 - Stadtplanung und Bau-
ordnung,

-    Herne, Technisches Rathaus, Langekampstraße 36,
Fachbereich Umwelt und Stadtplanung,

-    Mülheim an der Ruhr, Technisches Rathaus, Hans-
Böckler-Platz 5, Amt für Stadtplanung, Bauaufsicht
und Stadtentwicklung,

-    Oberhausen, Technisches Rathaus Sterkrade (Ge-
bäudeteil A), Bahnhofstraße 66, Bereich 5-1 / Stadt-
planung,

zur Einsicht für jedermann niedergelegt.

Über den Inhalt der Änderung wird auf Verlangen bei den
einzelnen Städten während der öffentlichen Dienststun-
den Auskunft erteilt.

Alle Planunterlagen können darüber hinaus auf der Inter-
netseite der Städteregion Ruhr 2030 www.staedteregion-
ruhr-2030.de/cms/regionaler_flaechennutzungsplan.html
eingesehen werden.

Die Änderung zum Regionalen Flächennutzungsplan
wird mit den ortsüblichen Bekanntmachungen durch die
Städte der Planungsgemeinschaft wirksam und mit der
gesonderten öffentlichen Bekanntmachung durch die
Landesplanungsbehörde im Gesetz- und Verordnungs-
blatt NRW Ziel der Raumordnung.

Nach Maßgabe der §§ 4 und 5 Raumordnungsgesetz
(ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das
zuletzt durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20.
Juli 2017 (BGBl. I S. 2808) geändert worden ist, sind Zie-
le der Raumordnung von den öffentlichen Stellen und Pri-
vaten in Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben bei raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu beachten.
Grundsätze sind nach Maßgabe des § 4 ROG von den
öffentlichen Stellen und Privaten in Wahrnehmung öffent-
licher Aufgaben bei raumbedeutsamen Planungen und
Maßnahmen zu berücksichtigen.

Hinweise:

I.   Gemäß § 11 Absatz 5 Raumordnungsgesetz wird auf
Folgendes hingewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1. eine nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 beachtliche Verlet-
zung der dort bezeichneten Verfahrens- und Form-
vorschriften,

     2. nach Absatz 3 beachtliche Mängel des Abwä-
gungsvorgangs,
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     3. eine nach Absatz 4 beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über die Umweltprüfung,

     wenn sie nicht innerhalb eines Jahres nach Bekannt-
machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans gegenüber dem Regionalverband Ruhr
(Regionalplanungsbehörde) unter Darlegung des die
Verletzung begründenden Sachverhalts geltend ge-
macht worden sind.

II.  Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird auf Folgendes hin-
gewiesen:

     Unbeachtlich werden

     1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens-
und Formvorschriften,

     2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Regionalen
Flächennutzungsplanes und

     3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des
Abwägungsvorgangs,

     wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekannt-
machung der Änderung des Regionalen Flächennut-
zungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde Bo-
chum, Essen, Gelsenkirchen, Herne, Mülheim an der
Ruhr oder Oberhausen unter Darlegung des die Ver-
letzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht
worden sind.

III. Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für
das Land Nordrhein-Westfalen in der geltenden Fas-
sung wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung
von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeinde-
ordnung gegen die Änderung des Regionalen Flä-
chennutzungsplans nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht
werden kann, es sei denn,

     a) die vorgeschriebene Genehmigung fehlt,

     b) die Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich
bekannt gemacht worden,

     c) die Oberbürgermeister haben die Ratsbeschlüsse
zur Änderung des Regionalen Flächennutzungs-
plans vorher beanstandet oder

     d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber
der Gemeinde Bochum, Essen, Gelsenkirchen,
Herne, Mülheim an der Ruhr oder Oberhausen vor-
her gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift
und die Tatsache bezeichnet worden, die den
Mangel ergibt.

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 15.07.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Tsalastras

Öffentliche Bekanntmachung der öffent-
lichen Auslegung der Änderung 33 OB des
Regionalen Flächennutzungsplanes der
Planungsgemeinschaft Städteregion Ruhr
der Städte Bochum, Essen, Gelsenkir-
chen, Herne, Mülheim an der Ruhr und
Oberhausen 

Die Änderung bezieht sich auf einen
Bereich in der Stadt Oberhausen. 

Der Rat der Stadt Oberhausen hat am 08.07.2019
beschlossen: 

1.  Die Ergebnisse aus der frühzeitigen Beteiligung der
Öffentlichkeit sowie der Behörden und sonstigen
Träger öffentlicher Belange (Anregungen und diesbe-
zügliche Stellungnahmen der Verwaltung) zur
Kenntnis zu nehmen und

2.  die öffentliche Auslegung und Beteiligung der öffent-
lichen Stellen und sonstigen Träger öffentlicher
Belange auf Grundlage des vorgelegenen Planent-
wurfs für das Änderungsverfahren zum RFNP 33 OB
„Zeche Sterkrade“.

Der Änderungsbereich 33 OB „Zeche Sterkrade“ befindet
sich im Oberhausener Ortsteil Schwarze Heide, der dem
Sozialraum Sterkrade-Mitte zugeordnet ist. Begrenzt
wird er im Süden durch die Von-Trotha-Straße, im Nord-
osten durch die Bahnanlagen der DB sowie ein vorgela-
gertes Industriegleis sowie im Westen durch Freiflächen,
denen sich die dahinter liegende Bebauung an der
Weierstraße anschließt. Mit der Planung soll das ehema-
lige Gelände der Zeche Sterkrade einer gemischten
Nachfolgenutzung aus Wohnen, wohnverträglichem
Gewerbe und Grün zugeführt werden.
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Die Beteiligung der Öffentlichkeit erfolgt gemäß § 3 Abs.
2 Baugesetzbuch (BauGB), die Beteiligung der öffent-
lichen Stellen, Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB jeweils i.V.m. § 13
Abs. 1 Landesplanungsgesetz Nordrhein-Westfalen
(LPlG NRW) sowie § 9 Raumordnungsgesetz (ROG).

Die Öffentlichkeit sowie die öffentlichen Stellen, Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange können
innerhalb einer Frist von einem Monat Stellungnahmen
zum ausliegenden Änderungsentwurf abgeben. Bei Vor-
liegen eines wichtigen Grundes soll die Frist gemäß § 3
(2) BauGB angemessen verlängert werden. 

Im Fall des Änderungsverfahrens 33 OB werden die Plan-
unterlagen für die Dauer von einem Monat ausgelegt. Für
eine Verlängerung der Regelfrist liegt kein wichtiger
Grund vor (Planverfahren ohne besondere Komplexität).

Die Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes
hat Auswirkungen auf die Umwelt. Daher ist im Rahmen
des o.g. Änderungsverfahrens gemäß § 8 Abs. 1 ROG
i.V.m. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung (UP) durch-
geführt und ein Umweltbericht erstellt worden.

Neben dem Planentwurf mit beigefügter Begründung ent-
hält insbesondere der Umweltbericht nach Maßgabe der
Anlage 1 zum BauGB umweltbezogene Informationen zu
den Umweltschutzgütern i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in
der derzeit geltenden Fassung:

-    Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt, Landschaft ein-
schließlich Natura 2000-Gebiete,

-    Fläche,
-    Boden,
-    Wasser,
-    Luft,
-    Klima,
-    Mensch, Gesundheit, Bevölkerung,
-    Kultur- und Sachgüter,
-    Wechselwirkungen und kumulative Auswirkungen.

Darüber hinaus sind die folgenden Dokumente verfügbar,
die umweltbezogene Informationen enthalten:

Amtsblatt für die Stadt Oberhausen Amtsblatt Nr. 15 vom 15. August 2019

164



Die Planunterlagen (Entwurf des Änderungsplans, Be-
gründung, Umweltbericht, Abwägungssynopse) sowie
die nach Einschätzung der Gemeinden der Planungsge-
meinschaft wesentlichen, bereits vorliegenden umwelt-
bezogenen Stellungnahmen liegen in der Zeit vom 02.09.
bis 02.10.2019 (einschließlich) in den Städten der Pla-
nungsgemeinschaft öffentlich aus.

In der Stadt Oberhausen können sie an den behördlichen
Arbeitstagen wie folgt eingesehen werden:

Bereich 5-1 - Stadtplanung -
Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A)
Bahnhofstraße 66, Raum A 009,
46145 Oberhausen

Die Öffnungszeiten sind wie folgt:
Montag - Donnerstag:                      08:00 bis 16:00 Uhr,
Freitag:                                             08:00 bis 12:00 Uhr.

Die Orte für die öffentlichen Auslegungen in den anderen
Städten der Planungsgemeinschaft sind den dortigen Be-
kanntmachungen und den Internetseiten der Städtere-
gion Ruhr (http://www.staedteregion-ruhr-2030.de/
cms/aenderungsverfahren.html) zu entnehmen oder
bei der Geschäftsstelle Regionaler Flächennutzungsplan
in Essen (Tel.: 0201 88 61-210/-212) zu erfragen. Aus-
künfte zum Änderungsverfahren erteilen in der Stadt
Oberhausen:

Uwe Kraus, Tel.: 0208 825-2196
E-Mail: uwe.kraus@oberhausen.de

Dana Scheer, Tel.: 0208 825-3289
E-Mail: dana.scheer@oberhausen.de

Alle Planunterlagen mit den auszulegenden Unterlagen,
der Inhalt der Bekanntmachung sowie die Beschlussvor-
lage können auch auf den Internetseiten der Städte-
region Ruhr eingesehen werden.

Stellungnahmen zum Entwurf des Änderungsplans, zur
Begründung und zum Umweltbericht können während der
Auslegungsfrist bis zum 02.10.2019 (einschließlich)

-    bei der Stadt Essen, Amt für Stadtplanung und Bauord-
nung, Geschäftsstelle Regionaler Flächennutzungs-
plan, Lindenallee 10 (Deutschlandhaus), 45121 Essen,

-    bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 - Stadtplanung -,
Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil A),
Bahnhofstraße 66, Raum A 009, 46145 Oberhausen,

-    oder bei einer der anderen Planungsstädte abgege-
ben werden.

Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeits-
und Behördenbeteiligung nicht rechtzeitig abgegeben
worden sind, können bei der Beschlussfassung über den
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben, sofern die Gemein-
de deren Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müs-
sen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bauleit-
plans nicht von Bedeutung ist. 

Die fristgemäß abgegebenen Stellungnahmen werden
geprüft und das Ergebnis mitgeteilt. Haben mehr als 50
Personen Stellungnahmen mit im Wesentlichen gleichem
Inhalt abgegeben, kann die Mitteilung dadurch ersetzt
werden, dass diesen Personen die Einsicht in das Er-
gebnis bei der Stadt Oberhausen, Bereich 5-1 - Stadt-
planung -, Technisches Rathaus Sterkrade (Gebäudeteil
A), Bahnhofstraße 66, Raum A 009, 46145 Oberhausen,
während der Dienststunden ermöglicht wird.

Die Namen der Personen, die eine Stellungnahme abge-
ben, werden in den Drucksachen für die öffentlichen Sit-
zungen der Räte, der Ausschüsse und der Bezirksver-
tretungen nicht aufgeführt, d. h. es erfolgt grundsätzlich
eine anonymisierte Wiedergabe der Stellungnahme.

Sofern Sie eine Stellungnahme einreichen, werden die
von Ihnen in diesem Rahmen bekannt gegebenen perso-
nenbezogenen Daten bei den Städten der Planungsge-
meinschaft der Städteregion Ruhr 2030 verarbeitet.
Weitere Hinweise über die Datenverarbeitung und Ihre
Rechte erhalten Sie auf der Internetseite der Städtere-
gion Ruhr 2030 unter: http://www.staedteregion-ruhr-
2030.de/cms/aenderungsverfahren.html.
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Art der vorhandenen 
Information Urheber Thematischer Bezug 

 
Fachliche Stellungnahme 

 
Untere Landschaftsbehörde bei 
der Stadt Oberhausen 
 

 
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt“ - 
Artenschutzrechtliche Vorprüfung 

 
7 Stellungnahmen von 
Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher Belange 

 
Landschaftsverband Rheinland 
 
 
 
 
Landwirtschaftskammer NRW 
 
 
Industrie- und Handelskammer 
zu Essen 
 
 
Deutsche Bahn AG 
 
 
 
Landesamt für Natur, Umwelt 
und Verbraucherschutz 
(LANUV) sowie Landesbüro der 
Naturschutzverbände NRW 
 
RAG Montan Immobilien GmbH 
 
 
 

 
Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ - Hinweise auf 
Grundlagen zur Überprüfung des Schutzgutes, 
Hinweis auf erhaltenswerte Elemente 
(Zechenmauer; Kastanienallee) 

 
Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ - Hinweise auf Er-
haltung landwirtschaftlicher Flächen 
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, Bevölkerung“ - 
Hinweis auf einzuhaltende Schutzabstände zu ge-
werblichen Betrieben 
 
Schutzgut „Mensch, Gesundheit, Bevölkerung“ - 
Hinweise auf Lärmbelastungen durch den geplanten 
Ausbau der BETUWE-Linie 
 
Schutzgut „Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt“ - 
Hinweise auf planungsrelevante Arten (insb. bedeut-
sames Kreuzkrötenhabitat) 
 
 
Schutzgut „Kultur- und Sachgüter“ - Hinweise auf 
Anlagen unter Bergaufsicht, Schutzgut „Wasser“ - 
Hinweis auf vorhandene Grundwassermessstellen 

 

Änderungsverfahren 33 OB



Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass eine
Vereinigung im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 Nr. 2 des
Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfs-
verfahren nach § 7 Absatz 2 des Umwelt-Rechtsbehelfs-
gesetzes gemäß § 7 Absatz 3 Satz 1 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes mit allen Einwendungen ausge-
schlossen ist, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist
nicht oder nicht rechtzeitig geltend gemacht hat, aber
hätte geltend machen können. 

Dieses wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

Oberhausen, 15.07.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Tsalastras

Öffentliche Bekanntmachung
Bekanntmachung über die Einleitung des
vorhabenbezogenen Bebauungsplanver-
fahrens Nr. 34 - Elpenbachstraße/
Schwarzwaldstraße -

I.   Bekanntmachung des einleitenden Beschlusses

     Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 08.07.2019
beschlossen, dem Antrag des Vorhabenträgers vom
31.01.2019 stattzugeben und ein Verfahren zur Auf-
stellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplans
für das im Plan des Bereichs 5-4 - Bauleitpläne, Woh-
nungswesen, Denkmalschutz - vom 28.05.2019 um-
randete Gebiet einzuleiten (vorhabenbezogener Be-
bauungsplan Nr. 34).

     Das Plangebiet des vorhabenbezogenen Bebauungs-
plans Nr. 34 liegt in der Gemarkung Osterfeld, Flur 8, und
umfasst in Gänze die Flurstücke Nr. 354 und Nr. 357.
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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 34

Geltungsbereich



     Gesetzliche Grundlage ist § 12 in Verbindung mit § 2
Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I, S. 3634).

     Interessenten können zur Unterrichtung über die
Lage des Plangebiets einen Plan mit den Umrings-
grenzen im Bereich 5-1 - Stadtplanung - Technisches
Rathaus Sterkrade, Bahnhofstraße 66, Erdgeschoss,
Zimmer A 009, während der folgenden Öffnungszei-
ten einsehen.

     Montag - Donnerstag:                     08:00 - 16:00 Uhr,
     Freitag:                                            08.00 - 12:00 Uhr.

     Mit dem vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 34
werden folgende Hauptplanungsziele verfolgt:

     -      Festsetzung eines Wohngebiets,
     -      Festsetzung von Grünflächen,
     -      Regelung der notwendigen Erschließung,
     -      Prüfung und gegebenenfalls Regelung der erfor-

derlichen Ausgleichsmaßnahmen.

     Hinweis

     Gemäß § 209 BauGB haben Eigentümer und Besitzer
zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behör-
den zur Vorbereitung der von ihnen nach diesem Ge-
setzbuch zu treffenden Maßnahmen Grundstücke be-
treten und Vermessungen, Boden- und Grundwas-
seruntersuchungen oder ähnliche Arbeiten ausführen.

II. Bekanntmachungsanordnung im Sinne
des § 2 Abs. 4 Bekanntmachungsver-
ordnung (BekanntmVO)

     Der vom Rat der Stadt am 08.07.2019 gefasste Be-
schluss zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 34 - Elpenbachstraße /
Schwarzwaldstraße - wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

III.Bestätigungen und Bekanntmachungs-
anordnung des Oberbürgermeisters im
Sinne des § 2 Abs. 3 Bekanntmach-
ungsverordnung (BekanntmVO)

     Der Inhalt/Wortlaut der Bekanntmachung des Be-
schlusses zur Einleitung des vorhabenbezogenen Be-
bauungsplanverfahrens Nr. 34 - Elpenbachstraße /
Schwarzwaldstraße - stimmt mit dem Ratsbeschluss
vom 08.07.2019 überein.

     Es wurde im Sinne der Vorschriften des § 2 Abs. 1
und 2 der Verordnung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntmach-
ungsverordnung - BekanntmVO) vom 26.08.1999
(GV.NRW.1999, S. 516/SGV.NRW. 2023), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 05.11.2015 (GV.NRW.
2015, S. 741), verfahren.

Die öffentliche Bekanntmachung wird hiermit angeordnet.

Oberhausen, 31.07.2019

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Schmidt
Beigeordneter

Ergänzende Informationen zur Einleitung des vorha-
benbezogenen Bebauungsplanverfahrens Nr. 34:

Der Betrieb der Albert-Schweitzer-Hauptschule ist im Juli
2017 eingestellt worden. Der Schulstandort wird komplett
aufgegeben. Eine weitere Nutzung des Gebäudes für so-
ziale oder kulturelle Zwecke ist nicht vorgesehen, statt-
dessen ist beabsichtigt, an dieser Stelle die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für eine Wohnnutzung zu
schaffen.

Der Vorhabenträger beabsichtigt, das bestehende Schul-
gebäude abzureißen und acht Wohnhäuser mit insge-
samt 58 Wohneinheiten neu zu bauen. Davon sind der-
zeit 22 Wohneinheiten im Rahmen des öffentlich geför-
derten Wohnungsbaus, 31 Wohneinheiten als Wohn-
eigentumsmaßnahme und fünf Wohneinheiten für ein
Projekt gemeinschaftlichen Wohnens geplant. Für den
ruhenden Verkehr sind offene Stellplatzanlagen, Tief-
garagen, Carports und Fahrradabstellanlagen vorgese-
hen. Die Gebäude sind um eine Grünfläche angeordnet,
die als Quartiersmitte und Nachbartreff dienen soll.

Das Vorhaben wurde bereits im Vorfeld durch die An-
tragstellerin mit dem Gestaltungsbeirat der Stadt Ober-
hausen weitgehend abgestimmt.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 34 soll unter
Berücksichtigung des Leitfadens „Gesunde Stadt“ des
Landeszentrums Gesundheit Nordrhein-Westfalen auf-
gestellt werden. Belange der gesundheitsfördernden
Stadt sollen bereits frühzeitig in den Planungsprozess
einbezogen werden.

Weitere Informationen sind auch im Internet unter o-
sp.de/oberhausen zu erhalten.
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Postvertriebsstück

- Entgelt bezahlt - 

DPAG

Die Artothek gibt den Benutzern die Möglichkeit,
qualifizierte Kunstwerke, Grafiken und Kleinplas-
tiken gegen geringes Entgelt (für drei Monate 10,--
Euro, für sechs Monate 20,-- Euro je Kunstwerk)
auszuleihen.

Sie bietet neben eigenem Bestand Leihgaben der
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen, des
Kunstvereins Oberhausen, des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler sowie Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen und Arbeiten aus der
Malschule. Die Leihgaben des Arbeitskreises
Oberhausener Künstler und Jahresgaben des
Kunstvereins Oberhausen sind käuflich.

Nächste Ausleihe:
Donnerstag, 5. September 2019
Ludwig Galerie Schloss Oberhausen,
Konrad-Adenauer-Allee 46

Auskunft:
Bereich 0-8 Kunst / Artothek, Tel. 0208 41249-22
montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

Ausleihe von Kunstwerken

Die seit Februar 1967 bestehende Malschule führt

unter Leitung von Künstlern und Pädagogen Kurse

für Kinder ab fünf Jahren und Jugendliche im Mal-

schulgebäude (ehemalige Styrumer Schule),

Grevenstraße 36, und in den Stadtteilen durch.

Die Teilnehmer werden durch ein differenziertes

Angebot verschiedenster Motive und Techniken mit

der Vielfalt der bildnerischen Ausdrucksmöglichkeit

bekannt gemacht.

Jeder Teilnehmer arbeitet entsprechend seinen

Neigungen, Interessen und Fähigkeiten ohne Vor-

gabe von Aufgabenstellungen. Die Gruppenleiter

stehen dabei beratend zur Seite. Es sollen keine

festgesetzten Ziele erreicht werden.

Deshalb ist ein Wechsel zwischen den Gruppen

ebenso wie eine Neuaufnahme während des gan-

zen Jahres möglich.

Eigene Tätigkeit von Kindern und Jugendlichen för-

dert die individuelle Bildsprache, führt zu prakti-

schen Fertigkeiten und hilft, Kunstwerke zu betrach-

ten und zu verstehen.

Gemeinsam geplante Vorhaben schaffen Kontakte

untereinander und fördern das Sozialverhalten der

Gruppe.

Vormerkungen für die Aufnahme im Sommer 2019

nimmt der Bereich 0-8 Kunst / Malschule, Tel. 0208

41249-22, montags bis freitags von 7 bis 16 Uhr

entgegen.

Malschule

für Kinder

und Jugendliche
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